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WochenrückblickWochenrückblick  

Stephan Brandner: Personalabbauplan und Stopp des
Kanzleramt-Erweiterungsbaus statt gigantomanischer
Ausgaben
Wie Medien berichten, hat sich unter Kanzler Olaf Scholz die Anzahl
der Mitarbeiter im Bundeskanzleramt um rund zehn Prozent auf 852
Personen erhöht. Stephan Brandner, stellvertretender
Bundessprecher der Alternative für Deutschland, kritisiert diese
Entwicklung scharf:
“Die ausufernde Personalpolitik der Bundesregierung wird nicht
zuletzt dazu genutzt, die milliardenschweren Neubauprojekte wie
den Anbau des Bundeskanzleramts zu rechtfertigen. Dabei steht
außer Frage, dass einzig ein Personalabbauplan und ein sofortiger
Stopp des gigantischen Bauprojekts das Gebot der Stunde sind.
Statt immer mehr Menschen auf Kosten der Allgemeinheit zu
beschäftigen, müssen deutliche Personal- und damit
Kosteneinsparungen erreicht werden. Zudem sollten die Potenziale
der Künstlichen Intelligenz genutzt werden, um den Steuerzahler zu
entlasten.“
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Peter Boehringer/Stephan Brandner: CDU/CSU und FDP scheitern mit Rüstungsmilliarden an AfD-Fraktion

Am späten Abend des 29. Januar erzielte im Haushaltsausschuss ein gemeinsamer Antrag der CDU/CSU mit der FDP überraschend eine Mehrheit (Drs. 20(8)7463).
Mit diesem Antrag wollten Union und FDP jene drei Milliarden Euro Rüstungslieferungen an die Ukraine doch noch erzwingen, die Kanzler Scholz im Kabinett zuvor
blockiert hatte. Gegenstimmen kamen von der AfD-Fraktion – während sich SPD und Grüne überraschend enthielten, wodurch die Mehrheit für Union und FDP
zunächst ermöglicht wurde. Am noch späteren Abend scheiterten Union und FDP jedoch mit ihrem Vorhaben im Plenum – am Widerstand der AfD-Fraktion.
Der haushaltspolitische Sprecher der AfD-Fraktion im Bundestag, Peter Boehringer, teilt dazu mit:

„Seit Wochen punktet Kanzler Scholz im Wahlkampf mit der Aussage, dass er die von Union, FDP und Grünen geforderten weiteren drei Milliarden zur Verlängerung
des für die Ukraine nicht gewinnbaren Kriegs verweigern werde. Im Haushalt sei kein Spielraum dafür, was auch korrekt ist. Letztlich würden diese Milliarden nach
der faktischen Einstellung der US-Militärhilfe das Leiden der ukrainischen Menschen, die inzwischen selbst den Krieg mehrheitlich beenden wollen, unnötig
verlängern. Am Kriegsausgang wird dieses Geld nichts mehr ändern – Tausende von weiteren Toten könnte es aber bewirken. 
Es ist darum äußerst bemerkenswert, dass sich die SPD zusammen mit den Grünen am Mittwochabendim Haushaltsausschuss entgegen allen Gepflogenheiten von
Regierungsfraktionen enthalten hat – und so einem Unions-FDP-Antrag über drei Ukraine-Rüstungs-Milliarden zur Mehrheit verholfen hat. Das BSW hatte als
vorgebliche Friedenspartei bemerkenswerterweise an der Abstimmung nicht einmal teilgenommen.
Schon wenige Stunden später drohten sich diese Mehrheiten bei einem fast gleichlautenden Antrag der FDP im Plenum zu wiederholen (Drs. 20/14712). Der Redner
der SPD argumentierte dabei in der Debatte geradezu auf bellizistischer FDP-Linie – mithin aktiv gegen die offizielle Linie seines eigenen Kanzlers und SPD-
Spitzenkandidaten. Ebenso der Redner der Grünen. Olaf Scholz wurde so drei Wochen vor der Bundestagswahl faktisch die Gefolgschaft seiner eigenen rotgrünen
Regierungskoalition entzogen. Die SPD ist damit als eine weitere Rüstungspartei entlarvt. Bei Union und FDP ist diese Erkenntnis dagegen nicht mehr überraschend.
Der Vorgang zeigt überdeutlich, wohin die politische und finanzielle Reise unter einer künftigen schwarz geführten Regierung mit einem Kriegskanzler Merz gehen
wird.“

Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Fraktion, Stephan Brandner, ergänzt:

„Nach dem großen Erfolg unserer AfD-Fraktion am gestrigen Nachmittag beim maßgeblich mit AfD-Stimmen gegen Rot-Grün beschlossenen CDU-Migrationsantrag,
folgte nur wenige Stunden später ein weiterer wichtiger Erfolg der AfD-Fraktion: Ohne unseren Antrag zur Beschlussfähigkeit, mit dem dann nach Mitternacht die
Beschlussunfähigkeit und der sofortige Abbruch der Sitzung erfolgte, hätte dort eine Mehrheit für weitere Kriegsmilliarden an die Ukraine gedroht. Die AfD-Fraktion
verhinderte das. Warum legt die FDP auf den letzten Metern ihrer parlamentarischen Existenz im Bundestag ohne jede Not noch derartige Energie bei der
Kriegsfinanzierung an den Tag? Die FDP versucht nun sogar verzweifelt, diesen heute Nacht gescheiterten Abstimmungspunkt am morgigen Freitag nochmals
aufsetzen zu lassen. Auf Teufel komm raus will sie diese drei Milliarden gegen Deutschland noch ausgeben.“



Meine Initiativen im Deutschen Bundestag
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Aktuelle Videos
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https://youtu.be/yRgPDwxeDD8?si=4yTx1z0VdrdujzCK
https://youtu.be/TvIp_FCHkeY?si=BqmjxboBJ6XLIAtb
https://youtu.be/rlf9VZGUrTA?si=GEeHl68hFmk1qIec
https://youtu.be/oEcJ5FThC24?si=Eg8ObMtEtYEjdWzK
https://youtu.be/y2tulYyssCE?si=SSleRXMQ5Hdjsrik


Dienstag 28.1.
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Letzte Sitzung
Arbeitskreis Recht

Interview mit Peter
Weber

Interview Politik
Spezial



Mittwoch 29.1.
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Abschlussrunde
Plenum

Interviews nach
Abstimmung CDU-

Antrag



Donnerstag und Freitag 30.1. und 31.1.
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Schlussdienst
Plenum am Freitag



Infostand in Gera 
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Hexenkessel Ronneburg
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Der Wahlkampf läuft 
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Und außerdem:Jeden Samstag
Infostand in Gera
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Montag und Dienstag:Präsenztage im DeutschenBundestag
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Wahltag ist 
Zahltag
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Mehrheit stimmt nach Regierungserklärung für Migrationsantrag

Nach den tödlichen Anschlägen in Magdeburg und Aschaffenburg dringt der Bundestag auf eine
massive Verschärfung der deutschen Migrationspolitik. In namentlicher Abstimmung votierten 348
Abgeordnete am Mittwoch für einen entsprechenden Entschließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion.
Dagegen stimmten 345 Parlamentarier; zehn enthielten sich. In der Entschließung, die die
Bundesregierung rechtlich nicht bindet, plädiert das Parlament für „sofortige, umfassende Maßnahmen
zur Beendigung der illegalen Migration, zur Sicherung der deutschen Grenzen und zur konsequenten
Abschiebung vollziehbar ausreisepflichtiger Personen, insbesondere von Straftätern und Gefährdern“.

 
Die AfD-Fraktionsvorsitzende Dr. Alice Weidel sprach von einem „auf die Spitze getriebenen
Migrationschaos“, das die Regierung zu verantworten habe und noch die „katastrophalen Auswirkungen
der willkürlichen Aufgabe der Kontrolle über unsere Grenzen durch die frühere CDU-Kanzlerin Angela
Merkel“ übertreffe. Der CDU/CSU hielt sie zugleich vor, ihren Fünf-Punkte-Plan bei der AfD kopiert zu
haben. „Abschreiben statt Abschieben – das hat bei Ihnen Methode“, fügte Weidel hinzu. Ein
„unverbindlicher Entschließungsantrag“ sei jedoch noch lange keine Migrationswende. Eine solche
Wende „mit Schließung der Grenzen, Zurückweisung und Abschiebung von illegalen Ausländern“ werde
nur mit ihrer Partei kommen.

 
Fragestunde im Deutschen Bundestag

Getrennt nach Ressorts beantworteten Vertreter der Bundesregierung 45 Minuten lang Fragen, die von
den Abgeordneten vorab schriftlich eingereicht worden waren.
 
Am Mittwoch fragte Stephan Brandner die parlamentarischeStaatssekretärin bei der Bundesministerin
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Ekin Deligöz: „Meine Ausgangsfrage ging ja dahin, wie Sie das
massive Problem der Gewalt gegen Frauen begründen. Wenn Sie Zahlen hören wollen, dann kann ich sie
Ihnen nennen: Zwischen 2015 und 2023 sind 856 Frauen Opfer einer Straftat gegen das Leben
geworden, bei denen der Täter Zuwanderer war. Über eine halbe Million Frauen haben im gleichen
Zeitraum Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit durch Ausländer erdulden müssen. Im
gleichen Zeitraum sind rund 40 000 Frauen Opfer von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
durch Zuwanderer geworden. Es geht also um Hunderttausende von Frauen, die unter Angriffen auf ihr
Leben, unter Vergewaltigungen oder Körperverletzungen gelitten haben. Viele dieser Straftaten wären
aus meiner Sicht vermeidbar gewesen bei einer vernünftigen Migrationspolitik. Jetzt die konkrete
Frage: Was sagen Sie denn, wenn Sie Frauen begegnen und die Ihnen sagen, sie trauen sich nicht mehr
auf die Straße wegen der ausufernden Zuwandererkriminalität und weil sie nicht weitere Opfer werden
wollen? Was antworten Sie diesen Frauen konkret?“
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Inneres - Emotionale Sicherheitsdebatte im Bundestag

Eine massive Dysfunktionalität der deutschen Sicherheitsbehörden hat der AfD-
Bundestagsabgeordnete Martin Hess bei einer emotional geführten Parlamentsdebatte am Donnerstag
beklagt. Es ging dabei um drei Anträge der AfD-Fraktion: „Innere Sicherheit nachhaltig sicherstellen -
Mut bei der Priorisierung der Bekämpfung von Kriminalität, Terror und Antisemitismus“,
„Sicherheitslücken zur Bekämpfung von Islamisten schließen: Europäische Gefährderdatei ins Leben
rufen, Präventivgewahrsam für Gefährder einführen und Bundeskompetenz für Terrorbekämpfung
erweitern“ sowie „Bundeseinheitliche Transparenz bei der Darstellung von migrationsbezogener
Kriminalität jetzt zeitnah sicherstellen“. Gegen die Stimmen der AfD gab es keine Abstimmungen in der
Sache. Die Anträge wurden zur Weiterberatung an die entsprechenden Ausschüsse überwiesen.
Deutschland sei so unsicher wie nie zuvor, meinte Hess. Jeder könne überall „Opfer eines
Mordanschlags sogenannter Flüchtlinge“ werden. Der Staat sei nicht mal mehr in der Lage, die
Schwächsten und Schutzbedürftigsten, nämlich die Kinder, vor barbarischen Mördern zu schützen. Das
sei eine sicherheitspolitische Bankrotterklärung. Eine AfD in der Regierungsverantwortung würde dies
beenden. Alle Wahlergebnisse und Umfragen zeigten, dass der Wähler eine konservative Regierung aus
AfD und Union wolle, um den Migrationswahnsinn endlich zu beenden.

Hitziger Schlagabtausch zu AfD-Verbotsanträgen

Nach monatelanger öffentlicher Diskussion um ein mögliches AfD-Parteiverbotsverfahren hat sich der
Bundestag am Donnerstag erstmalig mit zwei Gruppenanträgen befasst, die darauf abzielen, die
Verfassungswidrigkeit der AfD durch das Bundesverfassungsgericht feststellen zu lassen. 
 
Peter Boehringer warf den Antragstellern vor, aus Unfähigkeit die AfD inhaltlich zu stellen, ein Verbot
anzustreben. Das jedoch werde scheitern, prognostizierte er – schließlich sei nicht einmal die
Einstufung der AfD als Verdachtsfall bislang rechtskräftig. Für die Ausgrenzung von „zwölf Millionen
Wählerstimmen“ brauche es viel mehr als die „anekdotische Evidenz“ die das Bundesamt für
Verfassungsschutz zusammengetragen habe. „Einzelbeispiele reichen nicht aus“, so Boehringer. Zudem
sei das AfD-Parteiprogramm „untadelig“.
 
Stephan Brandner sagte dazu in seiner Rede: „Statt Ihre und unsere Zeit zu nutzen, um die wahren
Probleme in Deutschland anzugehen, die Sie selber verursacht haben - zum Beispiel die vollständige
Erosion der inneren und äußeren Sicherheit, die Milliardenkosten für illegale Migration und gruselige
Kriegsfantasien, den wirtschaftlichen Niedergang unseres Landes und die Ausplünderung der Bürger
durch immer mehr Steuern und höhere Abgaben -, leben Sie hier Ihren undemokratischen Verbots- und
Unterdrückungsfetischismus aus. Sie sind eine Schande für die Demokratie! Sie bezeichnen sich zwar
als Super- und Qualitätsdemokraten, Sie sind aber das Gegenteil. Sie sind eine auf uns neidische,
abgehobene Clique von Politfunktionären und Hofschranzen der Mächtigen, die alles tun würden, um
uns loszuwerden. Sie wollen nicht um die besten Lösungen ringen, Sie wollen uns vernichten.
Denn wir sind die Stimme der freien, selbstbestimmten Bürger in unserem Land. Wir verkörpern die
Demokratie in Deutschland. Wir sind für Volksabstimmungen, für Gewaltenteilung, für
Rechtsstaatlichkeit für jeden. Wir machen uns den Staat, seine Einrichtungen und seine Gerichte nicht
zur Beute, so wie Sie. Wir stehen für soziale Marktwirtschaft, für Föderalismus, für Familie und für
unsere Heimat. Und vor allem erteilen wir jeder Form des Extremismus und des Sozialismus eine klare
Absage: rotem, braunem und grünem.“



Unionsgesetz zur Zustrombegrenzung mit knapper Mehrheit abgelehnt
Der Bundestag hat am Freitag nach einer langen Sitzungsunterbrechung das sogenannte
Zustrombegrenzungsgesetz der CDU/CSU-Fraktion mit knapper Mehrheit abgelehnt. Gegen die
Initiative votierten in zweiter Beratung 349 Abgeordnete. 338 Parlamentarier stimmten für den
Entwurf, es gab fünf Enthaltungen. Bis zuletzt war offen geblieben, ob der Entwurf im Anschluss an die
Debatte abgestimmt oder zurück in den Innenausschuss überwiesen werden soll. 
 
Dr. Bernd Baumann (AfD) warf dem Unionsfraktionsvorsitzenden Merz vor, zu zaudern und zu tänzeln.
Mehrere Stunden habe er mit Rot-Grün verhandelt. Das zeige: Eine grundsätzliche Änderung in der
Migrationspolitik gebe es nur mit der AfD. „Wir stehen fest. Wir tänzeln nicht und wanzen uns nicht an
Rot-Grün ran“, sagte er. Ziel der AfD sei es, Rot-Grün zu überwinden. Die aus seiner Sicht fehlende
Glaubwürdigkeit der Union machte Baumann unter anderem an Äußerungen von CDU-
Ministerpräsidenten fest. Mehrere von ihnen hätten schon angekündigt, im Bundesrat gegen das
Gesetz der eigenen Partei zu stimmen.

Aktuelle Stunde - Folgen der Anschläge von Magdeburg und Aschaffenburg debattiert

Der Bundestag hat am Freitag zudem in einer von der AfD-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde über
Hintergründe und Konsequenzen der Anschläge von Magdeburg und Aschaffenburg debattiert. Dabei
sprach Dr. Gottfried Curio (AfD) von politisch vermeidbaren Morden. „Ausreisepflichtig, polizeibekannt
und gewalttätig“ hätten jeweils die Täterprofile gelautet. Die „Asyltäuscher“ blieben fast ausnahmslos
im Land. Die Pflicht, geltendes Recht durchzusetzen, werde regelhaft verletzt. Das Ergebnis seien
„Kinderleichen, totgefahrene Weihnachtsmarktbesucher, gruppenvergewaltigte Mädchen,
lebensgefährlich mit Messern verletzte Bürger jeden Tag“, sagte Curio. 
 
Seit der systematischen Verweigerung von Grenzschutz unter der Merkel-CDU stehe Deutschland offen
für jeden Asylforderer und Anspruchsteller der ganzen Welt. Die AfD fordere die Zurückweisung
illegaler Grenzverletzer „seit je, nicht mal eben vor einer Wahl“, sagte Curio.
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Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz
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📍 Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21, 
07545 Gera
📞 Tel.: 03 65 - 20 42 41 30
📠 Fax: 03 65 - 22 69 12 50
✉ kontakt@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Di.–Do. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11, 
04639 Gößnitz
📞 Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
✉ goessnitz@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. und Fr. 10–17
Uhr

📍 Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8, 
07937 Zeulenroda-Triebes
📞 Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
✉ zeulenroda@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Mo und Do. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8, 
99610 Sömmerda
📞 Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
✉ soemmerda@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Mo. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Meuselwitz
Bebelstraße 21, 
04610 Meuselwitz
✉ meuselwitz@brandner-im-
bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. 10–17 Uhr

📍 Wahlkreisbüro Weida
Platz der Freiheit 9, 
07570 Weida
✉ weida@brandner-im-bundestag.de
🕒 Geöffnet: Do. 10–17 Uhr und jeden 1. Samstag im Monat: 8–11 Uhr


